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Tiefer liegende Probleme: Wie verhindert die Landesregierung, dass Saugbagger im 
Rossenrayer Feld-Süd in Kamp-Lintfort illegal entsorgtes Material fördern und als un-
belasteten Rohstoff in Verkehr bringen? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Stadt Kamp-Lintfort ist über die Bezirksregierung Arnsberg aufgefordert worden, zu einer 
Tieferauskiesung in den Gewinnungsabschnitten 5, 6 und 7 des Tagebaus Rossenrayer Feld-
Süd Stellung zu nehmen.1 Es handelt sich hierbei um den Kiessee, bei dessen Wiederverfül-
lung illegales Material eingebracht worden sein soll. Die Staatsanwaltschaft geht von über 
24.000 Tonnen aus und hat dies bereits zur Anklage gebracht. Zur Beurteilung der Gefah-
renermittlung und ggf. der Planung von Gefahrenabwehrmaßnahmen wird aktuell ein Gut-
achterbüro beauftragt.2 
 
 
Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie hat die Kleine Anfrage 
8135 mit Schreiben vom 13. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem 
Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung  
 
Die Firma Heidelberg Materials Mineralik DE GmbH betreibt im Rossenrayer Feld in Kamp-
Lintfort den Quarzkies- und Quarzsandtagebau Rossenrayer Feld Süd. In dem Tagebau sind 
die Rohstoffreserven in dem betriebenen 4. Abbauabschnitt nahezu erschöpft. Das Unterneh-
men hat daher bei der Bezirksregierung Arnsberg als zuständige Genehmigungsbehörde (im 
folgenden auch Bergbehörde) am 22. April 2026 die Zulassung eines Hauptbetriebsplans für 
eine Tieferauskiesung in den Gewinnungsabschnitten 5, 6 und 7 beantragt. Dort steht noch 
eine Lagerstätte mit einem Volumen von rund 500.000 m³ auf ca. 14,3 ha Fläche zur Verfü-
gung. 

 
1 https://ris.kamp-lintfort.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdF-
cExjZS5yWQUUQrVyKLPZSVyVO82B8HoeHGPeZtXXD0IjvEiK/Verwaltungsvorlage_190-XVII.pdf 
2 https://www.bra.nrw.de/energie-bergbau/rohstoffgewinnung/verdacht-der-illegalen-entsorgung-belas-
teter-boeden/weitergehende-informationen-zu-einzelnen-standorten/tagebau-rossenrayer-feld-sued-
kamp-lintfort 
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Gemäß der planfestgestellten Rahmenbetriebsplanzulassung vom 19. Dezember 2003 für den 
Tagebau erfolgt gemäß dem Rekultivierungskonzept eine Wiederherstellung des ursprüngli-
chen Geländeniveaus für eine überwiegend landwirtschaftliche Nutzung. Zur Herstellung des 
ursprünglichen Geländeniveaus wird der Gewinnungssee auf Grundlage der Regelungen des 
Planfeststellungsbeschlusses von 2003 sowie auf Grundlage weiterer Genehmigungen und 
Betriebspläne sukzessive mit Fremdmassen durch die Fa. Kölbl GmbH & Co. KG verfüllt. 
 
Seit September 2024 laufen staatsanwaltschaftliche Ermittlungen wegen des Verdachts der 
illegalen Entsorgung belasteter Böden. Diese richten sich gegen Unternehmen aus der Trans-
port- und Entsorgungsbranche, die möglicherweise kontaminierte Böden als unbelastet dekla-
riert und u. a. im Tagebau Rossenrayer Feld Süd abgelagert haben. 
Umfang und Grad der Belastung der entsorgten Böden sind Gegenstand der laufenden staats-
anwaltschaftlichen Ermittlungen und der lokal zuständigen Behörden (Untere Bodenschutzbe-
hörden der Kreise und kreisfreien Städte, Bezirksregierung Arnsberg als Bergbehörde). Die 
zuständigen Behörden führen die jeweils erforderlichen Maßnahmen zur Gefahrenermittlung, 
Gefahrenbeurteilung und ggf. Gefahrenabwehr durch. Die staatsanwaltschaftlichen Ermittlun-
gen dauern noch an. 
 
Über den jeweiligen Sachstand berichtet die Landesregierung fortlaufend den zuständigen 
Landtagsausschüssen. Der Öffentlichkeit werden die Informationen über die Homepage der 
Bezirksregierung Arnsberg zugänglich gemacht3. 
 
 
1. Welche Mindestabstände zur Uferböschung gelten für Saugbagger in dem o.g. 

Kiessee? 
 
Für Saugbagger in Gewinnungsseen gibt es keine normativ festgelegten Mindestabstände. 
Die Abbauprofilierungen im Gewinnungssee werden böschungsstabil und tagebauspezifisch 
umgesetzt. Die Kontrolle der Einhaltung des standsicheren Böschungssystems erfolgt durch 
die Bergbehörde anhand der vom Unternehmen vorzulegenden Unterwasservermessungen 
des Tagebaus, die je nach Gewinnungsfortschritt in unterschiedlichen Zeitabständen durch-
zuführen sind. Auf den Mindestabstand des beantragten Gewinnungsbereichs zum Verfüllbe-
reich des Tagebaus wird in der Antwort auf Frage 3 eingegangen. 
 
 
2. Wie kontrolliert die Landesregierung die Einhaltung dieser Mindestabstände? 
 
Das Unternehmen ist verpflichtet für jeden Gewinnungsbetrieb ein Kartenwerk (sogenanntes 
Risswerk) zu führen, in dem die jeweiligen Abbaustände regelmäßig nachgetragen werden. 
Das Risswerk dient der Bezirksregierung Arnsberg als Grundlage zur Kontrolle der Einhaltung 
der zugelassenen Gewinnungstätigkeiten. 
 
 
3. Wie stellt die Landesregierung darüber hinaus sicher, dass durch Saugbagger 

nicht auch nachträglich eingebrachtes Material zur Wiederverfüllung des Sees, 
dessen Güte aktuell in Frage steht, abgesaugt und damit dem Primärrohstoff bei-
gemischt wird? 

 

 
3 https://www.bra.nrw.de/de/energie-bergbau/rohstoffgewinnung/verdacht-der-illegalen-entsorgung-
belasteter-boeden 
 

https://www.bra.nrw.de/de/energie-bergbau/rohstoffgewinnung/verdacht-der-illegalen-entsorgung-belasteter-boeden
https://www.bra.nrw.de/de/energie-bergbau/rohstoffgewinnung/verdacht-der-illegalen-entsorgung-belasteter-boeden
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Der beantragte Gewinnungsbereich liegt im Gewinnungssee gegenüber dem Verfüllbereich 
des Tagebaus. Im Hauptbetriebsplan hat das Unternehmen einen Mindestabstand vom Ge-
winnungsbereich zum Verfüllkörper von ca. 100 m beantragt. Dieser Abstand ist aus Sicht der 
Bezirksregierung Arnsberg geeignet, um einen Kontakt des Primärrohstoffes mit Material aus 
dem Verfüllbereich sicher zu vermeiden. 
 
 
4. Warum setzt die Bezirksregierung das Genehmigungsverfahren zur Tieferaus-

kiesung durch Saugbagger nicht mindestens so lange aus, bis das beauftragte 
Gutachterbüro die Gefahren, die u.a. von in den See abrutschendem Böschungs-
material ausgehen, ermittelt hat? 

 
Das Hauptbetriebsplanverfahren erfordert eine Zulassungsentscheidung nach den Vorschrif-
ten des Bundesberggesetzes. Die Bezirksregierung Arnsberg hat die Pflicht, das Genehmi-
gungsverfahren einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen (vgl. § 10 S. 2 Verwaltungs-
verfahrensgesetz). Beim Vorliegen aller Zulassungsvoraussetzungen ist der Betriebsplan zu-
zulassen. Bei der Prüfung der Zulassung werden neben dem Verfüllkörper im anderen Teil 
des Gewinnungssees vor allem Aspekte berücksichtigt, die in keinem Zusammenhang mit dem 
Ermittlungsauftrag des Gutachterbüros stehen. Jedenfalls hinsichtlich dieser Aspekte ist das 
Verfahren gemäß den verwaltungsrechtlichen Vorgaben fortzuführen. Bei der endgültigen Zu-
lassungsentscheidung wird auch das Gutachterergebnis bezüglich des Verfüllmaterials be-
rücksichtigt. 
 
 
5. Sind dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr und hier insbesondere 

der Hausspitze in der Vergangenheit Fälle angezeigt worden, in denen belastetes 
Material wie etwa Gleisschotter im laufenden Förderbetrieb dem Primärrohstoff 
zugemischt worden sein sollen? 

 
Dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr liegt ein Hinweis zu einem Fall vor, bei 
dem eine Firma ohne entsprechende Genehmigung möglicherweise belastetes Material ange-
nommen haben soll. Es handelt sich dabei nicht um einen Betrieb unter Bergaufsicht. Das 
Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr hat die zuständige untere Umweltbehörde 
informiert, damit diese weitere Schritte zur Gefahrenermittlung einleitet. Die Zentralstelle für 
die Verfolgung der Umweltkriminalität wurde ebenfalls über den Sachverhalt informiert. 
 


